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IV. Zusätzliche Leistungen – Sportzentrum 
Erkner

Die aufgeführten Entgelte verstehen sich als End-
preise. Die gesetzliche Umsatzsteuer ist in den auf-
geführten Entgelten bereits enthalten.

5   Stadthalle: Mehrzweckraum, Schulungsraum, Spiegelsaal
6   für Training, Wettkämpfe und Unterricht werden diese Leis- 

tungen nicht berechnet
7   Entgelt für die ersten 1.000 h, danach 6 € / h für die wei-

tere Entgeltberechnung.
8  Mitglieder des Tennisvereins

1.3  Satzung der Stadt Erkner
  über die Erhebung einer Steuer 

auf Übernachtungen in  
Beherbergungsbetrieben

 vom 12. Oktober 2026

Die Stadtverordnetenversammlung Erkner hat auf 
der Grundlage der §§ 3 und 28 Absatz 2 Nummer 9 
der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg 
(BbgKVerf) vom 5. März 2024 (GVBL. I/24, Nr. 10, ber. 
Nr. 38), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Geset-
zes vom 18. Dezember 2025 (GVBl. I/25 Nr. 27, S. 1), in 
Verbindung mit den §§ 1 bis 3 des Kommunalabga-
bengesetzes für das Land Brandenburg (KAG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 31. März 2004 
(GVBl. I/04, Nr. 08, S. 174), zuletzt geändert durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 21. Juni 2024 (GVBl. I/24, 

Satzung beschlossen:

Entgelte für die Nutzung von Sportstätten in der 
Stadt Erkner (Entgeltverzeichnis) mit einer Gültig-
keit ab dem 01.01.2027

1

-

 

4

1   Schulturnhallen, Sporthallen je ein Feld, Sportzentrum 
- Rasenplatz, Kunstrasenplatz, Leichtathletikanlagen,  
Volleyballfeld, Spiegelsaal, Kegelbahn

2   Jahresnutzung gilt auch, wenn die Sportstätten in der 
Stadt Erkner gewechselt werden

3   Entgelt für die ersten 1.000 h, danach 6 € / h für die wei-
tere Entgeltberechnung

4  Stadthalle Mindestnutzung 2 Felder

II. Nebenräume5

III. Zusätzliche Leistungen – Stadthalle6
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d) Schulungsheime, die nach Einrichtung und 
Zweckbestimmung dazu dienen, Unterricht 
außerhalb des regulären Schul- und Hoch-
schulsystems anzubieten und überwiegend 
der Erwachsenenbildung dienen.

(5) Als Beherbergung im Sinne dieser Satzung gilt 
nicht das Unterkommen in Krankenhäusern, Re-

Hospizen sowie vergleichbaren Einrichtungen, 
die dem Unterkommen von Personen in beson-
deren sozialen Situationen dienen.

(6) Übernachtungsgäste sind diejenigen, denen die 
Übernachtungsmöglichkeit vom Beherbergungs-
betrieb zur Verfügung gestellt werden; dies 
gilt unabhängig davon, ob die Beherbergungs- 
leistung tatsächlich in Anspruch genommen 
wird.

§ 3 Abgabenschuldnerschaft, Abgaben- 

(1) Abgabenschuldende sind die Übernachtungs-
gäste.

bzw. der Betreiber des Beherbergungsbetriebes. 
Die Übernachtungssteuer ist von den Beherber-
gungsgästen einzuziehen und für diese zu ent-
richten.

-
ben den Abgabenschuldenden für die Über-
nachtungssteuer.

Haftungsschuldnerin bzw. Haftungsschuld-
ner neben den Abgabenschuldenden Gesamt-
schuldnerin bzw. Gesamtschuldner.

§ 4 Bemessungsgrundlage

(1) Bemessungsgrundlage ist das von den Über-
nachtungsgästen für die Beherbergungsleistung 
einschließlich sonstiger unmittelbar mit der 
Übernachtung verbundener Leistungen aufzu-
wendende Entgelt ohne Umsatzsteuer. Die Ab-

(2) Es ist unerheblich, ob dieser Betrag von den Gäs- 
ten selbst oder von Dritten für die Gäste ge-
schuldet wird.

(3) Als Entgelt gilt auch das von den Vermittlungs-
plattformen für die Übernachtung geschuldete 
oder an diese von den Übernachtungsgästen 
oder Dritten zu zahlende Entgelt.

(4) Sofern die Aufteilung einer Gesamtrechnung in 
Übernachtungsentgelt und Entgelt für sonstige 
Dienstleistungen ausnahmsweise nicht mög-
lich ist, gilt als Bemessungsgrundlage bei einem 
Beherbergungsbetrieb mit Pauschalpreis (Über-
nachtung/Frühstück bzw. Halb- oder Vollpensi-
on) der Betrag der Gesamtrechnung abzüglich 
einer Pauschale von

INHALT

§ 1 Abgabengläubigerin

§ 2 Gegenstand der Übernachtungssteuer

§ 3  Abgabenschuldnerschaft, Abgabenentrich-

§ 4 Bemessungsgrundlage

§ 5 Steuersatz

§ 6  Steuerentstehung, Steuererklärung und Fest-
setzung

§ 7 Steuerbefreiung

§ 8  -
ten sowie Prüfungsrechte

§ 9 Verspätungszuschlag

§ 10   Ordnungswidrigkeiten

§ 11 Inkrafttreten

§ 1 Abgabengläubigerin

Die Stadt Erkner erhebt eine Steuer auf entgelt-
liche Übernachtungen in Beherbergungsbetrie-
ben im Stadtgebiet (Übernachtungssteuer).

§ 2 Gegenstand der Übernachtungssteuer

(1) Die Übernachtungssteuer ist eine örtliche Auf-
wandsteuer im Sinne des § 3 Absatz 1 KAG i. V. 
m. Art. 105 Abs. 2a Grundgesetz (GG).

(2) Gegenstand der Übernachtungssteuer ist der 
Aufwand des Beherbergungsgastes für die Mög-
lichkeit einer entgeltlichen Übernachtung in ei-
nem Beherbergungsbetrieb (Beherbergung), der 
gegen Entgelt eine Beherbergungsmöglichkeit 
zur Verfügung stellt; dies gilt unabhängig davon, 
ob die Beherbergungsleistung tatsächlich in An-
spruch genommen wird.

Die Steuer wird als indirekte Steuer erhoben.

(3) Einen Beherbergungsbetrieb unterhält, wer vor-
übergehende Beherbergungsmöglichkeiten ge-
gen Entgelt zur Verfügung stellt (Betreiber oder 
Betreiberin).

(4) Beherbergungsbetriebe im Sinne dieser Satzung 
sind insbesondere:

a) Hotels, Hostels, Gasthäuser/-höfe und Pen-
sionen,

b) Ferienunterkünfte und ähnliche Beherber-
gungsstätten (wie Jugendherbergen, Erho-
lungs- und Ferienheime sowie Ferienhäuser 
und -wohnungen und Privatzimmer),

c) Campingplätze (abgegrenzte Gelände, die 
zum vorübergehenden Aufstellen von mit-
gebrachten Wohnwagen, Wohnmobilen oder 
Zelten zugänglich sind),
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(3) Steuerfrei ist zudem die Beherbergung von Be-
gleitpersonen, soweit die Übernachtung auf einer 

-
tung von Jugendlichen in o. g. Einrichtungen be-
ruht und der Förderung gemeinnütziger Zwecke im 
Sinne der Abgabenordnung dient oder die Über-
nachtung im Rahmen von Schulfahrten erfolgt.

(4) Der Steuerbefreiungsgrund ist von den Über-
nachtungsgästen glaubhaft nachzuweisen und 
vom Beherbergungsbetrieb zu dokumentieren.

-
ten sowie Prüfungsrechte

-
nimmt oder aufgibt, hat dies der Stadt Erkner 
innerhalb eines Monats nach dem jeweiligen Er-
eignis anzuzeigen.

(2) Der Betreiber oder die Betreiberin des Beher-
bergungsbetriebs zeichnet die Namen der Über-
nachtungsgäste, die steuerliche Bemessungs-
grundlage (Entgelte) gemäß § 4 sowie die Auf-
enthaltsdauer der Übernachtungsgäste auf; im 
Falle der Beherbergung Minderjähriger ist zu-
sätzlich das Geburtsdatum zu erfassen. Die-
se Aufzeichnungen und die zum Nachweis der 
Steuerbefreiungen nach § 7 erforderlichen Un-
terlagen sind für einen Zeitraum von vier Jahren 
beginnend mit Ablauf des Jahres der Steuerent-
stehung aufzubewahren.

(3) Zur Prüfung der Angaben in der Erklärung sind 
bei der zur Erhebung der Übernachtungssteu-
er der Abgabengläubigerin auf Anforderung 
sämtliche bzw. ausgewählte Nachweise (z. B. 
Rechnungen, Quittungsbelege) über die Beher-
bergungsleistungen für den jeweiligen Veranla-

oder die vertretungsberechtigte Person des Un-
ternehmens im Original vorzulegen bzw. Zugang 
zu den maßgeblichen Unterlagen zu gewähren 
und die erforderlichen Auskünfte zu erteilen.

(4) Die mit Dienstausweis oder besonderer Voll-
macht ausgestatteten Vertreter der Abgaben-
gläubigerin sind berechtigt, während der übli-
chen Geschäfts- und Arbeitszeiten Geschäfts-
räume zu betreten, soweit dies zur Nachprüfung 
der Steuererklärungen sowie zur Feststellung 
von Steuertatbeständen nach dieser Satzung 
erforderlich ist und Einsicht in die entsprechen-
den Geschäftsunterlagen zu nehmen.

aus § 12 Abs. 1 Nr. 3a KAG in Verbindung mit den 
§§ 90, 91 und 93 der Abgabenordnung (AO).

§ 9 Verspätungszuschlag

Die Festsetzung eines Verspätungszuschlages 
bei Nicht- oder nicht fristgerechter Einreichung 
der Steuererklärung erfolgt nach § 152 AO in der 
jeweils gültigen Fassung.

a) 12,00 € für Frühstück und

b) je 15,00 € für Mittagessen und Abendessen

je übernachtender Person und Mahlzeit.

§ 5 Steuersatz

Die Übernachtungssteuer beträgt 6,5 Prozent 
der Bemessungsgrundlage gemäß § 4.

§ 6 Steuerentstehung, Steuererklärung und Fest-
setzung

(1) Der Besteuerungszeitraum ist das Kalendervier-
teljahr.

(2) Für Beherbergungsbetriebe, deren Kapazität 
dauerhaft fünf Gäste oder weniger umfasst, ist 
der Besteuerungszeitraum das Kalenderjahr. 
Maßgeblich ist die Zahl der gleichzeitig zur ent-
geltlichen Übernachtung aufnehmbaren Gäste. 
Der Nachweis über die maßgebliche Kapazität 
des Beherbergungsbetriebs ist gegenüber der 
Stadt Erkner zu erbringen.

-
tigen Beherbergungsleistung.

(4) Betreibende des Beherbergungsbetriebs haben 
bis zum 15. Tag und Betreibende gemäß Absatz 
2 bis zum 31. Tag nach Ablauf des jeweiligen Be-
steuerungszeitraums eine Steuererklärung bei 
der Stadt Erkner einzureichen. Hierfür ist das 
von der Stadt Erkner bereitgestellte amtliche 
Formular zu verwenden.

(5) Die Übernachtungssteuer wird durch einen 
Steuerbescheid für den Besteuerungszeitraum 
festgesetzt.

(6) Die Steuer ist einen Monat nach Bekanntgabe 
des Bescheides fällig und am Tage der Fälligkeit 
an die Stadt Erkner zu entrichten.

(7) Die Stadt Erkner ist berechtigt, den Übernach-
tungssteuerbetrag abweichend von § 4 dieser 
Satzung aufgrund von Schätzungen festzuset-
zen, soweit die Besteuerungsgrundlagen nicht 
ermittelt oder berechnet werden können oder 
wenn keine Steuererklärung nach Absatz 4 er-
folgt ist.

§ 7 Steuerbefreiung 

(1) Beherbergungen, durch die ein Wohnsitz im Sin-
ne des Bundesmeldegesetzes begründet wird, 
sowie Beherbergungen von Personen, die bereits 
einen Wohnsitz in der Stadt Erkner innehaben, 
werden, ebenso wie Beherbergungen, die auf-
grund einer ärztlichen Bescheinigung aus me-
dizinischen Gründen notwendig sind, nicht be-
steuert. 

(2) Die Beherbergung minderjähriger Übernachtungs-
gäste bis zur Vollendung des 16. Lebensjahres 
sowie die Beherbergung von Übernachtungsgä-
sten bis zur Vollendung des 27. Lebensjahres in 
Einrichtungen für Erziehungs-, Ausbildungs- oder 
Fortbildungszwecke, sind steuerfrei.
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1.4 Bekanntmachung
-

bauungsplans Nr. 16 der Stadt 
Erkner „Wasserwanderstütz-
punkt und Tourismus an der 
Spree“ Projektteil: Jägerbude 

hier
BauGB zum Entwurf des Bebauungsplans

Die Stadtverordnetenversammlung Erkner hat 
in ihrer Sitzung am 23.04.2020 mehrheitlich die 

-
bauungsplan Nr. 16 der Stadt Erkner beschlossen 
(Beschl.-Nr.: 7-05/117/20). Der Bebauungsplan wird 

-
te als Bebauungsplan der Innenentwicklung im be-
schleunigten Verfahren gemäß § 13a BauGB durch-
geführt. 

Geltungsbereich

des Bebauungsplans Nr. 16 der Stadt Erkner „Was-
serwanderstützpunkt und Tourismus an der Spree“ 
Projektteil: Jägerbude umfasst die Flurstücke 86 
tlw., 87 tlw., 88 tlw. und 91 der Flur 7. Dazu gehört 
die gesamte Anlage des Campingplatzes „Jäger-
bude“ einschließlich seiner baulichen Anlagen und 

-
reiche, die im Süden bis an das Ufer der Spree her-
anreichen sowie dem an der Zuwegung „Jägerbu-
de“ gelegenen Wohnanwesen. Nicht zum Geltungs-

bestehenden Plan als Fläche für Wald festgesetzt 
ist sowie das WA-Gebiet des Ursprungsbebauungs-
plans. 

Das Plangebiet umfasst ca. 8,6 Hektar Fläche und 
wird wie folgt begrenzt:

¬ Im Norden von der bisherigen Autobahn-
zufahrt zur Anschlussstelle Freienbrink, 
der Bundesautobahn A10 (östlicher Berliner 
Ring) sowie einem von hier nach Westen 
führenden Wirtschaftsweg als Verbindung 
zum Stadtteil Hohenbinde,

¬ im Osten von der BAB A10 (östlicher Berliner 
Ring),

¬ im Süden vom Ufer der Spree sowie dem 
Gemeindegebiet Gosen-Neu Zittau, Ortsteil 
Burig,

¬ im Westen vom Altarm der Spree sowie des-
sen gedachter nördlicher Verlängerung.

Anlass und Ziele der Planänderung
Die Campingplatzanlage wird teilweise ganzjäh-
rig betrieben. Die Camping- und Caravanstellplät-
ze sind stark nachgefragt; insbesondere in der  

§ 10   Ordnungswidrigkeiten

-
tige Person oder bei Wahrnehmung der Ange-
legenheit einer Steuerschuldnerin bzw. eines 
Steuerschuldners leichtfertig

a) über steuerrechtlich erhebliche Tatsachen 
unrichtige oder unvollständige Angaben 
macht,

-
rechtlich erhebliche Tatsachen in Unkennt-
nis lässt und dadurch Steuern verkürzt oder 
nicht gerechtfertigte Steuervorteile für sich 
oder eine andere Person erlangt oder

nach § 8 nicht nachkommt.

(2) Ordnungswidrig handelt auch, wer vorsätzlich 
oder leichtfertig

a) Belege ausstellt, die in tatsächlicher Hin-
sicht unrichtig sind, oder

6 und 8 dieser Satzung nicht oder nicht rich-
tig nachkommt.

(3) Zuwiderhandlungen gegen §§ 6 und 8 dieser 
Satzung sind Ordnungswidrigkeiten im Sinne 
des § 15 Abs. 3 des Kommunalabgabengesetzes.

(4) Gemäß § 15 Abs. 3 des Kommunalabgaben-
gesetzes können die Ordnungswidrigkeiten 
nach dieser Satzung mit einer Geldbuße bis zu  
5.000 € geahndet werden.

§ 11 Inkrafttreten

-
kanntmachung zum 1. Januar 2027 in Kraft.

Erkner, den 12. Oktober 2026

gez. Henryk Pilz 
Bürgermeister


